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1. Einführung 

Der Fünfte Sachstandbericht der IPCC (5AR) weist auf die grossen möglichen Auswirkungen des 

Klimawandels auf die globale Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft hin. Gemäss dem Weltwirt-

schaftsforum WEF wird der Klimawandel als eines der grössten globalen Risiken anerkannt 

(WEF 2017, S. 6). Der Zusammenhang zwischen Klimawandel und Sicherheit erhält zuneh-

mende Aufmerksamkeit. 2014 hat beispielsweise der 5. Sachstandbericht des IPCC zum ersten 

Mal die Auswirkungen des Klimawandels auf die menschliche Sicherheit beschrieben. Ein ande-

res Beispiel ist die von den G7 Mitglieder in Auftrag gegebene Studie, welche 2015 unter dem 

Titel «A New Climate for Peace» publiziert wurde (Rüttinger et al. 2015).  

Der Klimawandel kann Folgen für die Sicherheit haben, indem er unter anderem die Nah-

rungsmittelproduktion in der Subsistenzlandwirtschaft beeinträchtigt oder den Zugang zu na-

türlichen Ressourcen wie Wasser erschwert. Ob der Klimawandel nicht nur die materielle Si-

cherheit der Menschen, sondern auch Instabilität und sogar gewalttätige Konflikte auslöst, ist 

vom spezifischen Kontext abhängig, insbesondere von den nationalen Institutionen (Rüttinger 

und Pohl 2016, S. 3). Solche Bedingungen sind beispielsweise in fragilen Staaten vorzufinden. 

Die Auswirkungen des Klimawandels auf die Sicherheit im Ausland können über verschiedene 

Wirkungsketten auch Konsequenzen für die global eng vernetzte Schweiz haben.  

Diese Auswirkungen sind zu berücksichtigen, damit das sicherheitspolitische Ziel der 

Schweiz erreicht werden kann, «die Handlungsfähigkeit, Selbstbestimmung und Integrität der 

Schweiz und ihrer Bevölkerung sowie ihre Lebensgrundlagen gegen Bedrohungen und Gefah-

ren zu schützen und einen Beitrag zu Stabilität und Frieden jenseits der Grenzen zu leisten» 

(Bundesrat 2016, S. 7833). Eine Grundlagenstudie zum Thema «Klimawandel und Sicherheit in 

der Schweizer Aussen- und Sicherheitspolitik» wurde 2016 von adelphi im Auftrag des EDA ver-

fasst. Basierend darauf hat die vorliegende Studie zum Ziel, die Auswirkungen des Klimawan-

dels auf die Sicherheitslage im Ausland zu analysieren und die daraus entstehenden Herausfor-

derungen für die Sicherheitspolitik der Schweiz zu identifizieren. Bereits 1990 hielt der Bundes-

rat im Sicherheitspolitischen Bericht fest (S. 857), für das gesamte Einzugsgebiet des Mittel-

meeres gelte, dass sich «demographische, wirtschaftliche, religiös-politische und ökologische 

Probleme auf regional unterschiedliche Weise überlappen.» Die Analyse basiert auf einer Lite-

raturanalyse sowie Experteninputs im Rahmen von Workshops und Interviews. Die Arbeiten 

ergänzen das breiter angelegte BAFU Forschungsprojekt zu den «Internationalen Auswirkungen 

des Klimawandels auf die Schweiz». Dieses analysiert beispielsweise auch Auswirkungen des 

Klimawandels auf den Import und Export von Waren und Dienstleistungen in die Schweiz.  
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In der Studie wird in Kapitel 2 zunächst das Verständnis der Schweizer Sicherheitspolitik 

umrissen. Anschliessend werden in Kapitel 3 der Klimawandel und seine direkten Auswirkun-

gen dargestellt, jeweils mit einem geographischen Fokus auf den Mittelmeerraum. Zudem wird 

das Klimarisikokonzept eingeführt, welches für das Verständnis der klimabedingten Sicherheits-

risiken zentral ist. In Kapitel 4 wird auf die Vernetzung der Schweiz eingegangen sowie die dar-

aus entstehenden Vulnerabilitäten durch die indirekten internationalen Einflusskanäle des Kli-

mawandels. In Kapitel 5 werden die Relevanz der klimabedingten Sicherheitsrisiken für die 

Schweiz analysiert. Aus den Erkenntnissen der Analyse werden in Kapitel 6 einige mögliche 

Handlungsfelder im Bereich der Schweizer Sicherheitspolitik identifiziert. Kapitel 7 schliesst den 

Bericht mit Schlussfolgerungen ab. 

 

 

2. Zum Verständnis der Schweizer Sicherheitspolitik 

Die Studie hat zum Ziel, die Herausforderungen für die Schweizer Sicherheitspolitik zu identifi-

zieren, welche aufgrund der Auswirkungen des Klimawandels auf die Sicherheitslage im Aus-

land entstehen. In einem ersten Schritt soll deshalb geklärt werden, was unter Schweizer Si-

cherheitspolitik verstanden wird. 

Wie der Sicherheitspolitische Bericht des Bundesrates von 2016 festhält (Der Bundesrat 

2016a, S. 7769), umfasst die Sicherheitspolitik «die Gesamtheit aller Massnahmen von Bund, 

Kantonen und Gemeinden zur Vorbeugung, Abwehr und Bewältigung machtpolitisch oder kri-

minell motivierter Drohungen und Handlungen, die darauf ausgerichtet sind, die Schweiz und 

ihre Bevölkerung in ihrer Selbstbestimmung einzuschränken oder ihnen Schaden zuzufügen. 

Dazu kommt die Bewältigung natur- und zivilisationsbedingter Katastrophen und Notlagen.» 

Letzteres wird separat erwähnt, da dort keine feindliche Absicht vorliegt. Das Ziel der Schwei-

zer Sicherheitspolitik ist es (Bundesrat 2016a, S. 7833), «die Handlungsfähigkeit, Selbstbestim-

mung und Integrität der Schweiz und ihrer Bevölkerung sowie ihre Lebensgrundlagen gegen 

Bedrohungen und Gefahren zu schützen und einen Beitrag zu Stabilität und Frieden jenseits 

der Grenzen zu leisten».  

Seit dem Sicherheitspolitischen Bericht 1973 ergänzt eine aussenpolitische Komponente 

die traditionelle bewahrende, defensive und vor allem auf die Armee ausgerichtete Kompo-

nente der Schweizer Sicherheitspolitik (Wenger und Nünlist 2016, S. 23). Die aussenpolitische 

Komponente verstärkte sich gemäss der Logik, dass neuen Gefahren besser frühzeitig und in 

Kooperation mit internationalen Kräften begegnet werden sollte (Wenger und Nünlist 2016, S. 

24). 
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Seit dem Ende des Kalten Krieges kamen aufgrund veränderter Bedrohungslagen und Ge-

fahrenverständnisse neue Themen zur Sicherheitspolitik hinzu (Hagmann et al. 2016, S. 100). 

Im Sicherheitspolitischen Bericht von 1990 wurden zum ersten Mal ökologische Gefahren dis-

kutiert (Hagmann et al. 2016, S. 104). Der Bundesrat hielt damals fest, dass ökologische Fragen 

in ärmeren Regionen Anlass zu bewaffneten Auseinandersetzungen geben können mit Auswir-

kungen bis nach Europa (Der Bundesrat 1990. S. 860-861). Der aktuelle Sicherheitspolitische 

Bericht 2016 hälft ebenfalls fest, dass der Klimawandel in anderen Weltregionen Auswirkungen 

auf die Sicherheitslage haben kann und dass dieser in den letzten Jahren die Fragilität von Staa-

ten verstärkt hat (der Bundesrat 2016a, S. 7779). Im Bericht werden Katastrophen und Notla-

gen als eines von sechs Clustern von Bedrohungen und Gefahren identifiziert. Zu diesem Clus-

ter gehören auch die Auswirkungen des Klimawandels bspw. indem klimabedingt häufiger Mur-

gänge ausgelöst werden. Weiter wird die enge Vernetzung der Bedrohungen und Gefahren be-

tont (der Bundesrat 2016a, S. 7788). So könnte es nach einer Naturkatastrophe zu Versor-

gungsstörungen kommen.  

Der Sicherheitspolitische Bericht deckt ein breites Spektrum an Sicherheitsrisiken ab und 

zeigt Schnittstellen zwischen verschiedenen Politikbereichen auf. Die Sicherheitspolitik wird 

heute als umfassende Querschnittsaufgabe verstanden und es werden differenzierte Mittel 

eingesetzt zur Prävention, Abwehr und Bewältigung einer Vielzahl an Herausforderungen (Hag-

mann et al. 2016, S. 100). Die Schweizer Sicherheitspolitik kann in folgende drei Bereiche ge-

teilt werden: Verteidigung, Aussenpolitik und innere Sicherheit (Hagmann et al. 2016). In der 

vorliegenden Studie wird in erster Linie auf die Aussenpolitik fokussiert. Zu den Schwerpunkten 

der Aussenpolitischen Strategie 2016-2019 gehören u.a. die Förderung von Frieden und Sicher-

heit sowie nachhaltige Entwicklung und Wohlstand (der Bundesrat 2016b, S. 14). Das Instru-

ment der Diplomatie wird eingesetzt, um die Interessen zu wahren und die Beziehungen zu an-

deren Staaten mit friedlichen Mitteln zu pflegen. Dazu gehören auch der internationale Einsatz 

für Menschenrechte, das Engagement in den internationalen Klimaverhandlungen oder die 

friedliche Beilegung von Streitigkeiten. Die Instrumente der humanitären Hilfe sowie die bi- 

und multilaterale Entwicklungszusammenarbeit werden eingesetzt für eine Welt ohne Armut 

und eine nachhaltige Entwicklung (der Bundesrat 2016b, S. 28). 

In der vorliegenden Studie wird zudem das Sicherheitskonzept des fünften Sachstandbe-

richts des IPCC verwendet (Adger et al. 2014). Es ist ein umfassendes Konzept, welches auf dem 

Ansatz der menschlichen Sicherheit aufbaut. Dieses umfasst nicht nur die sicherheitsrelevanten 

Herausforderungen im engeren Sinne, wie beispielsweise die Gefahr von Gewalt und Konflik-

ten, sondern auch die materielle Sicherheit, wie beispielsweise die Ernährungssicherheit (Aka-

demien der Wissenschaften Schweiz 2013, S. 136). Situationen von akuter Unsicherheit, wie 

beispielsweise Hungersnot, sind praktisch nie das Resultat von nur einem Faktor, sondern von 
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der Interaktion mehrerer Faktoren (Adger et al. 2014, S. 758). Das Klima kann allerdings ein 

entscheidender Faktor sein, welcher die menschliche Sicherheit gefährdet. 

 

 

3. Der Klimawandel und seine Auswirkungen im Mittelmeer-
raum 

Ein möglicher Zusammenhang zwischen Klimawandel und Sicherheit ist im Allgemeinen nicht 

direkt zu beobachten. Bevor jedoch der indirekte Zusammenhang diskutiert werden kann ist es 

zentral, den Klimawandel und seine direkten Auswirkungen besser zu verstehen. Diese werden 

im Folgenden dargestellt, wobei der Fokus dabei auf den Mittelmeerraum gelegt wird. 

 

3.1. Der Klimawandel auf globaler Ebene und im Mittelmeerraum 
Der Klimawandel äussert sich unter anderem in einem Temperaturanstieg an der Erdoberflä-

che. Die mittlere globale Erderwärmung von 1880 bis 2012 beträgt 0.85°C. In Europa hat sich 

die Temperatur in dieser Zeit um 1.3°C erwärmt (Kovats et al. 2014, S. 1276). Auf dem Afrikani-

schen Kontinent hat sich di Temperatur in den letzten 50-100 Jahren um mindestens 0.5°C er-

wärmt (Niang et al. 2014, S. 1206). Die Temperaturen werden auch in Zukunft ansteigen. Ab 

Mitte des 21. Jahrhunderts kann der mittlere globale Temperaturanstieg nur unter 2°C gehal-

ten werden, wenn starke Emissionsminderungen von Treibhausgasen vorgenommen werden. 

Ohne solche Massnahmen dürfte der Temperaturanstieg bis 2100 zwischen 2.6°C und 4.8°C be-

tragen (IPCC 2014a, S. 8). In Afrika werden die Temperaturen voraussichtlich schneller anstei-

gen als in anderen Regionen; in Nordafrika wird der Anstieg besonders hoch ausfallen, falls 

keine Emissionsminderungen umgesetzt werden (Niang et al. 2014, S. 1206). In Europa wird 

der Temperaturanstieg in Südeuropa insbesondere im Sommer stark sein (Kovats et al. 2014, S. 

1276). 

Der Niederschlag hat seit 1950 in einigen Teilen Südeuropas abgenommen (Kovats et al. 

2014, S. 1276). In den nördlichen Regionen von Nordafrika hat in den letzten Dekaden ein star-

ker Rückgang des Niederschlags im Winter und Frühling stattgefunden, in einigen Teilen im 

Norden von Algerien und Marokko konnte hingegen eine Zunahme im Herbst beobachtet wer-

den (Niang et al. 2014, S. 1209). Bis Ende des Jahrhunderts wird der Niederschlag sowohl in 

Südeuropa als auch im Norden Afrikas abnehmen (Niang et al. 2014, S. 1210; Kovats et al. 

2014, S. 1276).  

Die Temperatur der Ozeane ist angestiegen und es fand durch die erhöhte CO2-Konzentra-

tion in der Atmosphäre eine fortschreitende Versauerung der Ozeane statt (IPCC 2014a, S. 2-4). 

Der Meeresspiegel erhöhte sich zwischen 1901 und 2010 um durchschnittlich 19 cm (IPCC 
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2014a, S. 4). Für die Zukunft wird eine weitere Erwärmung der Ozeane erwartet. Die Versaue-

rung der Ozeane wird ebenfalls weiter zunehmen, ausser es werden starke Emissionsminde-

rungen umgesetzt (IPCC 2014a, S. 12). Schliesslich wird der Meeresspiegel in Zukunft sehr 

wahrscheinlich schneller ansteigen, wobei der mittlere Anstieg möglicherweise auf 26 cm ge-

halten werden kann mit starken Emissionsminderungen, ansonsten könnte er potentiell bis 82 

cm betragen (IPCC 2014a, S. 12).  

Neben den graduellen Änderungen äussert sich der Klimawandel auch in der Änderung der 

Häufigkeit und Intensität von Wetterextremen wie Stürme oder Überschwemmungen. Bei vie-

len Extremereignissen konnten Änderungen seit 1950 beobachtet werden, beispielsweise gab 

es eine Zunahme der Hitzewellen in vielen Teilen von Europa. Allerdings können nur einige die-

ser Änderungen auf den Einfluss des Menschen zurückgeführt werden (IPCC 2014a, S. 7). Mit 

einer höheren globalen Temperatur nimmt sowohl in Südeuropa als auch Nordafrika auch die 

Häufigkeit von heissen Temperaturextremen zu (Kovats et al. 2014, S. 1276; Niang et al. 2014, 

S. 1210). 

 

3.2. Direkte Auswirkungen des Klimawandels im Mittelmeerraum 
Die direkten Klimaänderungen haben Auswirkungen auf die natürliche und gebaute Umwelt 

sowie die Menschen. Einige dieser relevanten Auswirkungen auf die natürlichen Ressourcen, 

Gesundheit und Infrastruktur werden im Folgenden dargestellt:  

Der Klimawandel hat erstens Auswirkungen auf die Verfügbarkeit natürlicher Ressourcen. 

In der Mittelmeerregion stehen bezüglich Klimaänderung vor allem die zunehmende Austrock-

nung im Sommer und Herbst im Zentrum. Es wird eine signifikante Reduktion der Bodenfeuch-

tigkeit im Sommer erwartet. Dies beeinflusst die Landwirtschaft und damit die Nahrungsmittel-

sicherheit, aber auch die Wasserversorgung allgemein. Der Klimawandel kann auch das Wachs-

tum von Feldfrüchten positiv oder negativ beeinflussen. Insgesamt sind gemäss IPCC die Aus-

wirkungen des Klimawandels auf die Ernten über weite Regionen und unterschiedliche Feld-

früchte hinweg tendenziell eher negativ als positiv (IPCC 2014a, S. 6). Bezüglich des Zugangs zu 

Süsswasser in Afrika hat es wenig Daten, sodass es schwierig ist Aussagen zu den Auswirkungen 

des Klimawandels zu machen. Der IPCC geht davon aus, dass der Klimawandel im Vergleich zu 

anderen Faktoren wie Bevölkerungswachstum, Urbanisierung, Zunahme der Landwirtschaft 

und Landänderung eine moderate Auswirkung haben auf die Wasserknappheit in Afrika (Niang 

et al. 2014, S. 1216-1217). In Südeuropa werden beispielsweise Waldbrände voraussichtlich zu-

nehmen und dadurch unter anderem den Lebensraum von Pflanzen und Tieren ändern (Kovats 

et al. 2014, S. 1288). 
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Der Klimawandel hat zweitens Auswirkungen auf die Gesundheit von Menschen und Tieren. 

Der Klimawandel kann einerseits direkte Effekte haben (Primärrisiken), wobei es sich haupt-

sächlich um Folgen von meteorologischen Extremereignissen handelt (Smith et al. 2014). So 

führen beispielsweise Hitzewellen zu einer erhöhten Sterblichkeit (Robine et al. 2008; Vicedo-

Cabrera et al. 2016). Der Klimawandel kann andererseits indirekt Auswirkungen auf die Ge-

sundheit haben (sekundäre Risiken). So beeinflussten Temperatur, Wind- und Feuchtigkeitsver-

hältnisse beispielsweise die Verbreitung und Vermehrung von Krankheitserregern und deren 

Krankheitsüberträgern (Vektoren). Zu weiteren möglichen indirekten Auswirkungen gehören 

auch die Beeinträchtigung der Qualität und Quantität von sauberem Trinkwasser durch Mikro-

ben, die stärkere Ausbreitung temperaturbedingter Infektionskrankheiten, die durch Lebens-

mittel übertragen werden, oder die Mangelernährung und Armut aufgrund negativer Auswir-

kungen auf die Nahrungsmittelversorgung. Schliesslich wirkt sich der Klimawandel direkt und 

indirekt auch auf die Tiergesundheit aus, mit potentiell grosser Bedeutung für die wirtschaftli-

che Lage der Landwirte. In Afrikanischen Ländern können die bereits existierenden Herausfor-

derungen für die Gesundheit der Menschen wie Unterernährung und Durchfallerkrankungen, 

Malaria und andere durch Vektoren übertragene Krankheiten durch den Klimawandel verstärkt 

werden (Niang et al. 2014, S. 1221). Weiter werden die negativen Effekte auf die Gesundheit 

der Nutzziere als eines der Schlüsselrisiken für Afrika bezeichnet (Niang et al. 2014, S. 1237). In 

Europa stehen die Hitzewellen im Vordergrund. Diese beeinträchtigt die Gesundheit der Bevöl-

kerung, insbesondere Südeuropas, bereits heute und wird die Sterblichkeit weiter erhöhen 

(Kovats et al. 2014, S. 1290-1291). 

Der Klimawandel hat drittens Auswirkungen auf die Infrastruktur, wie Gebäude, Produkti-

onsanlagen und Transportinfrastruktur. Beispielsweise können Fabrikationsanlagen überflutet 

werden und längere Feucht- oder Trockenperioden können die Lagerung von Agrarprodukten 

erschweren. Das Ausmass der Schäden ist stark von den lokalen Verhältnissen abhängig sowie 

von der Konstruktion der Infrastruktur. In küstennahen Gebieten sind Fabrikationsanlagen be-

reits heute von Überschwemmungen betroffen. Aufgrund des steigenden Meeresspiegels so-

wie häufigeren und intensiveren Stürmen können künftig vermehrt Schäden auftreten (IPCC 

2014b, S. 383). In Afrikanischen Ländern stellen klimabedingte Schäden an der Transport- und 

Lagerungsinfrastruktur ein relevantes Risiko für die Nachernteverluste dar (Niang et al. 2014, S. 

1221). Weiter sind in Afrika insbesondere die Städte vulnerabel, in welchen aufgrund der Urba-

nisierung bereits heute die Bereitstellung grundlegender Infrastruktur eine Herausforderung 

darstellt und oft fehlen Vorkehrungen zum Schutz gegen Überschwemmungen (Niang et al. 

2014, S. 1225). In Südeuropa sind Überschwemmungen in küstennahmen Regionen bereits 

heute eine der Hauptherausforderungen für Städte, Häfen und andere Infrastrukturanlagen 
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(Kovats et al. 2014, S. 1279-1280). Der Klimawandel hat auch Auswirkungen auf den Energie-

transport und die Energieproduktion. Beispielsweise werden die Potentiale der Solarenergie in 

Südeuropa künftig eher zunehmen, die Energieproduktion aus Wasserkraftwerken aber eher 

abnehmen (Kovats et al. 2014, S. 1282). 

 

3.3. Der Klimawandel und seine Auswirkungen – das Risikokonzept 
Die Auswirkungen des Klimawandels können sowohl Risiken als auch Chancen darstellen. Wäh-

rend meistens auf die Risiken fokussiert wird, so gibt es auch Chancen. Beispielsweise könnte 

eine Eisfreie Arktis die Lieferzeit für Nahrungsmittel verkürzen. 

Die Höhe des Risikos ist nicht nur eine Folge der externen Gefährdungen aufgrund der Kli-

maänderung, sondern resultiert aus einer Interaktion dieser klimabedingten Gefährdungen mit 

der Vulnerabilität und Exposition von Mensch und Umwelt (IPCC 2014b, S. 3). Das in dieser Stu-

die verwendete Risikokonzept basiert auf dem fünften Sachstandbericht des IPCC und ist in Ab-

bildung 1 abgebildet. 

 
Abbildung 1: Risikokonzept des Fünften IPCC-Sachstandsberichts 

 

Legende: Risikokonzept wie im Fünften IPCC-Sachstandsbericht verwendet. Das Risiko von klimabezogenen Folgen resultiert 

aus der Wechselwirkung klimabezogener Gefährdungen mit der Vulnerabilität und der Exposition menschlicher und natürli-

cher Systeme. Änderungen sowohl im Klimasystem (links) als auch in den sozioökonomischen Prozessen einschliesslich An-

passung und Minderung (rechts) sind Treiber für Gefährdungen, Exposition und Vulnerabilität.  

Quelle: angepasst von Akademien der Wissenschaften Schweiz 2016, S. 78; basierend auf IPCC 2014b, S. 3 

Vulnerabilität 
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Unter Exposition wird das Vorhandensein von Menschen, Lebensgrundlagen, Infrastruktur und 

weiteren Werten an bedrohten Orten verstanden. So werden beispielsweise in Südeuropa die 

Schäden aufgrund von Überschwemmungen in küstennahen Regionen nicht nur klimabedingt 

zunehmen, sondern auch aufgrund der Zunahme von Personen und Sachanlagen in diesen Ge-

bieten (Kovats et al. 2014, S. 1280). Unter Vulnerabilität wird die Empfänglichkeit für Schaden, 

Verlust und Leid und das Unvermögen, damit umzugehen oder sich anzupassen, verstanden. So 

sind von der Subsistenzwirtschaft abhängige Personen besonders empfänglich für klimabe-

dingte Schäden, beispielsweise aufgrund geringerer Niederschläge im Norden Afrikas (Niang et 

al. 2014, S. 1217), und leben oft in Ländern mit schwachen Regierungen und wenig Vorkehrun-

gen zur Prävention und Bewältigung von Ernteausfällen.  

Wie in Abbildung 1 dargestellt, beeinflussen sowohl Änderungen im Klimasystem als auch 

sozioökonomische Prozesse die Gefährdungen, Exposition und Vulnerabilität. Der Mensch kann 

das Risiko vermindern indem er einerseits Emissionsminderungen erzielt und andererseits ge-

eignete Anpassungsmassnahmen ergreift (Akademien der Wissenschaften Schweiz 2016, S. 77).   

In der vorhandenen Literatur wird oft von der Gefahr des Klimawandels für die Sicherheit 

gesprochen. Ein risikobasierter Ansatz erlaubt aufzuzeigen, dass es eine nicht rein externe Ge-

fahr ist, sondern dass die Gefährdungen durch den Klimawandel bestehende Risiken in unserer 

Gesellschaft exponieren. Klimawandel verursacht nicht die Vulnerabilität oder Exposition, son-

dern macht die vorhandene Vulnerabilität oder Exposition ersichtlich. Dieselben Effekte des Kli-

mawandels können je nach Kontext unterschiedliche Auswirkungen haben.  

Ein Risikobasierter Ansatz hat Vorteile, weil die Analyse der Konsequenzen des Klimawan-

dels mit inhärenten Unsicherheiten behaftet ist (Mobjörk et al 2016, S. 4). Die Auswirkungen 

des Klimawandels manifestieren sich als komplexe Interaktion von Umwelt, Wirtschaft und Ge-

sellschaft mit unzähligen Komponenten und deren Wechselwirkungen. Es gibt beträchtliche 

Unsicherheiten bezüglich künftiger Klimaänderungen oder sozioökonomischen Entwicklungen. 

Aber auch wenn die Wahrscheinlichkeit und genauen Konsequenzen nicht bekannt sind, so 

existieren dennoch genügend Informationen, um die langfristigen Auswirkungen des Klimawan-

dels zu verstehen.  

 

 

4. Vernetzung und Vulnerabilität der Schweiz 

Im Folgenden wird zunächst die Vernetzung der Schweiz mit verschiedenen Ländern der Mittel-

meerregion aufgezeigt. Anschliessend wird auf die Vulnerabilität dieser Länder eingegangen 

und die daraus für die Schweiz entstehenden Konsequenzen. 
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4.1. Vernetzung der Schweiz mit Ländern der Mittelmeerregion 
Die Schweiz ist international stark vernetzt. Sie steht mit den verschiedensten Ländern und ih-

ren Akteuren in Beziehung, sei es etwa aufgrund von Handelsbeziehungen, Direktinvestitionen, 

dem Tourismus, diplomatischen Vertretungen, der Migration oder der Entwicklungszusammen-

arbeit. Wohlstand und Sicherheit der Schweiz sind von diesen Vernetzungen abhängig (Wenger 

und Nünlist 2016, S. 34). Während die Vernetzungen oft zur Steigerung von Wohlstand und Si-

cherheit aufgebaut wurden, so existiert damit auch eine Verwundbarkeit von Staat und Wirt-

schaft. Beispielsweise können klimabedingte Unterbrüche der Importe von Rohstoffen, Gütern 

und Dienstleistungen zu Versorgungsengpässen führen. Die internationale Vernetzung der 

Schweiz bewirkt zudem eine Ausdehnung der Schweizer Interessen im Ausland, wodurch 

Schweizer Staatsangehörige und Interessen von (klimabedingten) Konflikten und Gewalt be-

droht werden können (Der Bundesrat 2016a, S. 7776). 

Im Folgenden wird auf die Vernetzung der Schweiz in den Bereichen Handelsbeziehungen, 

Entwicklungszusammenarbeit und Aussenpolitik fokussiert. In Abbildung 2 sind diejenigen Län-

der der Mittelmeerregion eingefärbt, mit welchen die Schweiz in einer besonders engen Bezie-

hung steht. Im Bereich Handel bedeutet dies, dass grosse Mengen an Importgütern aus den 

Ländern stammen oder diese Länder wichtige Absatzmärkte von Schweizer Firmen darstellen. 

Im Bereich Aussenpolitik sind wichtige Partnerländer der Schweiz dargestellt, wobei mit vielen 

auch eine enge Handelsbeziehung besteht. Im Bereich Entwicklungszusammenarbeit sind Län-

der enthalten, in denen in einem langfristigen Engagement Schweizer Steuergelder investiert 

werden in die Bekämpfung der Armut. Die Schweiz ist mit vielen Ländern der Region vernetzt 

und oft in mehreren der drei Bereiche.  

 

Box: Herleitung der Vernetzung der Schweiz 

Im Folgenden wird die Herleitung der globalen Vernetzung der Schweiz beschrieben. In den Karten wird jedoch 

auf den Mittelmeerraum fokussiert. 

▪ Die Auswahl der Länder, welche aufgrund der Wirtschaftsbeziehungen relevant sind, stützt sich auf die of fi-

ziellen Import- und Exportzahlen gemäss dem Jahresbericht 2015 der Eidgenössischen Zollverwaltung. Es 

wurden die jeweils 30 Länder mit den höchsten Import- und Exportvolumen ausgewählt. In der Mittelmeer-

region wurde zusätzlich Libyen auf der Importseite berücksichtigt, da es zu den wichtigsten Herkunftslän-

dern von Schweizer Energieträgern gehört.  

▪ Die Auswahl der Länder im Bereich Entwicklungszusammenarbeit basiert auf dem Jahresbericht «Internatio-

nale Zusammenarbeit der Schweiz» von 2016. Es werden die Schwerpunktländer und -regionen vom SECO 

und von der DEZA abgebildet, mit welchen folglich eine längerfristig angelegte Zusammenarbeit besteht.  

▪ Die Auswahl der Länder im Bereich Aussenpolitik basiert auf der Aussenpolitische Strategie 2016-2019. Ge-

mäss dieser Strategie fördert die Schweiz als ein sogenanntes Kernziel «enge Beziehungen zu den EU-/EFTA-

Staaten, unter besonderer Berücksichtigung der Nachbarstaaten» (EDA 2016, S. 15). Ein zweites Kernziel ist 

die Vertiefung des Beziehungsnetzes mit globalen Partnern, wozu die G-20-Länder gehören (EDA 2016, S. 

19-20).  
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Abbildung 2: Mittelmeerregion und die Vernetzung der Schweiz 

 

Legende: Länder der Mittelmeerregion, mit denen die Schweiz in einer besonders engen Beziehung steht in den Bereichen 

Handelsbeziehungen, Entwicklungszusammenarbeit und Aussenpolitik. Hellblau = Aussenpolitik, Dunkelblau = Handelsbezie-

hungen und Aussenpolitik, Hellgrün = Entwicklungszusammenarbeit, Dunkelgrün = Handelsbeziehungen und Entwicklungs-

zusammenarbeit. Die Karte stellt keine Aussage von INFRAS über die internationale Grenzziehung dar; INFRAS verlässt sich 

bei der Bereitstellung von Karten auf andere Organisationen. 

Grafik INFRAS. Quelle: EZV 2016, EDA 2016, DEZA und SECO 2017, Karte: Bing 

 

4.2. Vulnerabilität aufgrund der Vernetzung  
Für die Darstellung der Vulnerabilität eines Landes wird im Folgenden der Index des Notre 

Dame Global Adaptation Initiative (ND-GAIN) verwendet.1 Der ND-GAIN Index hat zwei Dimen-

sionen.2 Die Vulnerabilität eines Landes gegenüber dem Klimawandel gemäss ND-GAIN beinhal-

tet auch die nationale Bereitschaft, private und öffentliche Investitionen wirksam für Anpas-

                                                             
1 Ein weiterer gängiger Indikator ist der CRI Index von Germanwatch (Kreft et al. 2016). Dieser konzentriert sich jedoch auf Ext-
remwetterereignisse und die damit verbundenen finanziellen sowie menschlichen Verluste. 
2 Diese Zweiteilung ist vergleichbar mit der IPCC Definition von Vulnerabilität, welche nicht nur die Empfänglichkeit für Schaden, 
Verlust und Leid betrachtet, sondern auch das Unvermögen, damit umzugehen oder sich anzupassen (siehe auch Kapitel 3.3) 
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sungsaktivitäten einzusetzen. Für die direkte Vulnerabilität werden Daten zu sechs lebenserhal-

tenden Systemen berücksichtigt: Essen, Wasser, Gesundheit, Ökosystemleistungen, menschli-

che Lebensräume und Infrastruktur. Für die Bereitschaft werden Daten zu wirtschaftlichen und 

sozialen Institutionen sowie der Gouvernanz berücksichtigt. Der Indikator basiert auf 74 Vari-

ablen, die 45 Kernindikatoren wiedergeben (Chen et al. 2015). Der Indikator weist mit Werten 

für 181 Länder eine vergleichsweise umfassende Länderabdeckung auf. Dem ND-GAIN unter-

liegt ein durchschnittliches, aber im Vergleich zu den derzeitigen globalen Minderungsfort-

schritten optimistisches Klimaszenario. Der Index kann Werte zwischen 0 («sehr hohe Vulnera-

bilität») und 100 («sehr geringe Vulnerabilität») annehmen. Die Schweiz befindet sich mit ei-

nem ND-GAIN Wert von 76.7 im 2015 auf Rang 9 von 181 Ländern, d.h. sie wird als relativ we-

nig vulnerabel eingeschätzt. Bei diesem Wert wird jedoch vernachlässigt, dass die Schweiz indi-

rekt über ihre Vernetzung mit anderen Ländern vulnerabler sein kann.  

Abbildung 3 zeigt die Vulnerabilität der Länder des Mittelmeerraumes gemäss dem ND-

GAIN 2015. Das auf der Karte dargestellte Tschad, eines der Schwerpunktländer der Entwick-

lungszusammenarbeit der Schweiz, hat mit 25.4 den zweittiefsten ND-GAIN-Wert überhaupt, 

nach der Zentralafrikanischen Republik. Weitere Länder Nordafrikas haben ebenfalls tiefe ND-

GAIN Werte, wie beispielsweise Niger mit 35.6, Libyen mit 43.2 oder Ägypten mit 49.6. Im Na-

hen Osten hat beispielsweise Syrien mit 41.7 einen tiefen ND-GAIN Wert. Während in Europa 

die Mehrheit der Länder hohe Werte aufweisen, so haben beispielsweise Bosnien und Herzego-

wina mit 55.6 oder Serbien mit 56.6 ND-GAIN Werte im mittleren Bereich. 

Die Analyse zeigt auf, dass die Schweiz mit mehreren vulnerablen Ländern in ihrer Umge-

bung vernetzt ist. Negative Auswirkungen des Klimawandels im Ausland können sich auch auf 

die Schweiz auswirken. Damit ist die Schweiz stärker betroffen vom globalen Klimawandel als 

eine Analyse der direkten Auswirkungen auf nationaler Ebene ergibt. Der vom Stockholm En-

vironment Institute entwickelte und etwas anders gelagerte Transnational Climate Impact In-

dex (TCI) bestätigt dieses Resultat. Der TCI Index umfasst vier mögliche Einflusskanäle, wie in-

ternationale Klimawandelfolgen auf ein Land übertragen werden können: Menschen, der bio-

physikalische Einflusskanal, der Handel und Finanzen (Benzie et al. 2016). Er stellt auf verein-

fachte Weise den Grad der Bedrohung eines Landes durch internationale indirekte Auswirkun-

gen des Klimawandels dar. Der Index kann Werte zwischen 0 («sehr geringe Exposition bezüg-

lich indirekter internationaler Einflusskanäle») und 9 («sehr starke Exposition») annehmen. Mit 

einem Wert von 5.9 befindet sich die Schweiz im oberen Drittel bei den Ländern, welche am 

stärksten klimabedingten Risiken durch indirekte internationale Einflusskanäle ausgesetzt sind. 
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Abbildung 3: Vulnerabilität der Länder des Mittelmeerraumes 

 

Legende: Die Vulnerabilität der Länder der Mittelmeerregion. Länder mit tiefen ND-GAIN Werten (rot) sind vulnerabler, Län-

der mit hohen NG-DAIN Werten (grün) sind weniger vulnerabel. ND-GAIN Werte fehlen von einigen Ländern (z.B. Liechten-

stein, Malta, Besetztes Palästinensisches Gebiet, Kosovo sind deshalb grau eingefärbt). Die Karte stellt keine Aussage von 

INFRAS über die internationale Grenzziehung dar; INFRAS verlässt sich bei der Bereitstellung von Karten auf andere Organi-

sationen. 

Grafik INFRAS. Quelle: index.gain.org, 2015, Karte: Bing 

Diese Analyse des TCI berücksichtigt allerdings nicht, dass eine verstärkte internationale Ver-

netzung die Vulnerabilität eines Landes auch herabsetzen kann, in dem z.B. bei einem klimabe-

dingten Ausfall oder Rückgang von Importen aus oder Exporten in bestimmte Länder dies mit-

tels der Substitution durch andere Import- oder Exportländer gemindert werden kann. Diversi-

fikation der globalen Vernetzung kann damit die Resilienz der Länder stärken und ein Instru-

ment der Anpassung an die internationalen indirekten Risiken des Klimawandels darstellen. 
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5. Klimawandel und die Schweizer Sicherheitspolitik 

Im Folgenden werden zunächst die Auswirkungen des Klimawandels auf die Sicherheit darge-

stellt. Dabei werden sowohl die politischen Diskussionen als auch Erfahrungen aus Wissen-

schaft und Praxis dargestellt. Anschliessend werden die Herausforderungen für die Schweizer 

Sicherheitspolitik untersucht. 

 

5.1. Auswirkungen des Klimawandels auf die Sicherheit  
5.1.1. Klimawandel als Sicherheitsthema  

Der Zusammenhang zwischen Klimawandel und Sicherheit wird vermehrt in internationalen Fo-

ren diskutiert. Der UNO Sicherheitsrat setzte das Thema zum ersten Mal im Jahr 2007 auf die 

Agenda (UN 2007) und diskutierte es anschliessend erneut in unterschiedlichen Formaten, bei-

spielsweise 2015 unter dem Titel «Die Rolle des Klimawandels als Bedrohungsmultiplikator für 

die globale Sicherheit» (Permanent Missions of Spain and Malaysia 2015). Die Auswirkungen 

des Klimawandels auf die Sicherheit scheinen im Sicherheitsrat vermehrt anerkannt zu werden 

(Security Council Report 2017). Ein Beispiel hierfür ist die Resolution 2349 zum Tschadseebe-

cken, welche einen Paragraphen zu den negativen Auswirkungen vom Klimawandel auf die Sta-

bilität der Region enthält (UNSC 2017, para. 26). Die UNO Generalversammlung behandelte das 

Thema 2009 und beauftragte den UNO Generalsekretär, einen Bericht zu den möglichen Aus-

wirkungen des Klimawandels auf die Sicherheit zu verfassen, was dieser im selben Jahr tat 

(UNGA 2009). 

Weitere Akteure wie die EU, Afrikanische Union, NATO oder G7 anerkennen den Klimawan-

del ebenfalls als Risiko für die Sicherheit: In der EU steht das Thema spätestens seit dem Papier 

des hohen Repräsentanten und der Europäischen Kommission von 2008 zu «Klimawandel und 

internationale Sicherheit» auf der politischen Agenda (EU 2008). Auch in der neuen Strategie 

für die Aussen- und Sicherheitspolitik der EU von 2016 wird Klimawandel als Ursache von Kon-

flikten anerkannt (EU 2016, S. 25). Der Friedens- und Sicherheitsrat der Afrikanischen Union 

hielt am 30. März 2016 seine erste Debatte zum Thema und anerkannte, dass in Afrika der Kli-

mawandel, Frieden und Sicherheit untrennbar verbunden sind (AU 2016). Die NATO integriert 

seit 2010 die Auswirkungen des Klimawandels in ihrer Strategie (NATO 2010, para. 15). 2013 

hat die – damals noch – G8 der Aussenminister anerkannt, dass Klimawandel ein Risiko für die 

globale Sicherheit darstellen kann (G8 UK 2013). Ein Jahr später beauftragte die G7 Mitglieder 

ein internationales Konsortium, welches 2015 den Bericht «A New Climate for Peace» vorlegte 

(Rüttinger et al. 2015). Dieser wurde im Rahmen der Deutschen G7-Präsidentschaft 2015 disku-

tiert. 
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Gemäss dem Global Security Defense Index bezeichnen 70% der Länder Klimawandel expli-

zit als nationales Sicherheitsrisiko (ASP 2014, S. 1). Grössere Europäische Länder wie UK, Frank-

reich und Deutschland sehen Klimawandel nicht nur als lokale Bedrohung, sondern auch als in-

ternationale Herausforderung aufgrund der Auswirkungen auf Konflikte in anderen Regionen 

der Welt (ASP 2014, S. 2). Auch die Niederlande diskutiert die Effekte vom Klimawandel auf die 

internationale Stabilität (PBL 2015, S. 49). Die USA anerkennen Klimawandel ebenfalls als Ge-

fahrenmultiplikator und haben beispielsweise 2014 die Auswirkungen auf militärisch Missionen 

analysiert (US Department of Defense 2014). Einige Akteure argumentieren, dass der Klima-

wandel sogar die globalen Machtverhältnisse beeinflussen kann (van Schaik et al 2015, S. 36; 

Government Office for Science 2011, S. 40). 

 

5.1.2. Der Zusammenhang zwischen Klimawandel und Sicherheit 

Die menschliche Sicherheit ist von einer Interaktion verschiedener Faktoren abhängig. Wie der 

fünfte Sachstandbericht des IPCC festhält, ist der Klimawandel ein wichtiger Faktor, welcher die 

Sicherheit zunehmend bedroht (Adger et al. 2014, S. 758).  

Die menschliche Sicherheit ist unter anderem betroffen, indem der Klimawandel die mate-

rielle Sicherheit beeinflusst. Dies geschieht insbesondere über die in Kapitel 3.2 beschriebenen 

direkten Auswirkungen des Klimawandels. Beispielsweise kann die Lebensgrundlage der Men-

schen betroffen sein, wenn die Wassersicherheit in bereits heute trockenen Regionen oder die 

Nahrungsmittelsicherheit in Entwicklungsländern bedroht ist. Weiter können beispielsweise 

Menschenleben aufgrund von Wetterextremen wie Überschwemmungen in Küstennahen Ge-

bieten bedroht sein.  

Der Fünfte Sachstandbericht des IPCC hält fest, dass die Wissenschaft den einfachen 

Schluss nicht zulässt, dass ein direkter Zusammenhang zwischen Erwärmung und gewalttätigen 

Konflikten existiert (Adger et al. 2014, S. 758). Allerdings kann der Klimawandel indirekt das Ri-

siko für gewalttätige Konflikte in Form von Bürgerkrieg und Gewalt zwischen Gruppen erhöhen, 

indem er auf (gut dokumentierte) Treiber von solchen Konflikten wirkt, wie beispielsweise Ar-

mut und ökonomische Schocks (IPCC 2014b, S. 20). Dieser indirekte Zusammenhang zwischen 

Klimawandel und Sicherheit ist weniger umstritten (Mobjörk et al 2016, S. 15). Der Klimawan-

del wird deshalb auch gemeinhin als Risikomultiplikator bezeichnet (u.a. Rüttinger et al. 2016, 

S. 5; van Schaik et al. 2015, S. 34; Behrend 2015, S. 67). Es gibt gute Belege für einzelne Glieder 

in der Wirkungskette (Adger et al. 2014, S. 760), welche hier dargestellt werden. 

Wie das Risikokonzept aufzeigt, ist der Klimawandel zwar eine Gefährdung, aber das klima-

bedingte Sicherheitsrisiko ist auch von anderen Faktoren abhängig. Studien bestätigen, dass 

der Kontext zentral ist, damit der Klimawandel und seine Auswirkungen überhaupt einen ge-

walttätigen Konflikt auslösen können (Rüttinger et al. 2015, S. 16; Rüttinger und Pohl 2016, S. 
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3; Detges 2017, S. 12). Wenn die Menschen und Institutionen fähig sind, die klimabedingten 

Herausforderungen für die Lebensgrundlage und die politische Stabilität zu bewältigen, ist es 

weniger wahrscheinlich, dass Konflikte ausbrechen. Studien geben Hinweise darauf, dass bei-

spielsweise eine schlechte Infrastruktur, ethnisch gespaltene Gesellschaften oder Gesellschaf-

ten mit politisch marginalisierte ethnische Minderheiten sowie schwache demokratische Insti-

tutionen klimabedingte Herausforderungen in gewalttätige Konflikte übersetzen können (Det-

ges 2017, S. 12). Insbesondere in Fragilen Staaten sind solche Bedingungen vorzufinden (Det-

ges 2017, S. 13). Einige der Länder der Mittelmeerregion gehören zu den fragilsten Staaten 

weltweit, wie in Abbildung 4 ersichtlich ist.  

 

Abbildung 4: Fragilität der Staaten 

 

Legende: Länder mit Diskriminierung, grossen sozialen Ungleichheiten, schwache öffentliche Dienstleistungen und/oder 

schwache demokratische Institutionen. Je nach Einfärbung ist das Risiko vom Zerfall der staatlichen Strukturen sehr tief bis 

sehr hoch: Dunkelrot=sehr hoch; Rot=hoch; Beige=mittel; Grün=tief; Dunkelgrün=sehr tief. 

Grafik Detges 2017, S. 13. Quelle: Fragile States Index 2016 

Nicht nur ist der Kontext relevant, damit die Auswirkungen des Klimawandels das Risiko für 

Konflikte erhöht. Studien zeigen, dass politische, ökonomische und soziale Faktoren auch in Zu-

kunft die wichtigere Rolle für Konflikte spielen (Akademien der Wissenschaften Schweiz 2013). 

Dazu können beispielsweise höhere globale Nahrungsmittelpreise gehören (Behrend 2015, S. 

72) oder auch geopolitische Veränderungen.  

Es existieren noch viele Unsicherheiten bezüglich des Gesamtbildes des Zusammenhangs 

Klimawandel und Sicherheit. Umfassende Daten von verschiedenen geographischen Orten und 

über längere Zeiträume sind oft nicht vorhanden, um Theorien zu schärfen und zu testen. Wei-

tere wissenschaftliche Arbeit in Form von qualitativen und quantitativen Studien sowie Fallstu-

dien sind erforderlich. 



 |19 

INFRAS | 25. Januar 2018 | Klimawandel und die Schweizer Sicherheitspolitik 

 

5.2. Herausforderungen für die Schweizer Sicherheitspolitik 
Im Folgenden werden die wichtigsten Wirkungsketten aufgeführt, über welche der globale Kli-

mawandel und seine Auswirkungen im Ausland auch Auswirkungen auf die Schweiz und ihre 

Sicherheitspolitik haben können. Im Anschluss an die tabellarische Übersicht, werden diese 

Wirkungsketten kurz beschrieben und bezüglich ihrer Relevanz für die Schweiz analysiert. 

 

Übersicht Wirkungsketten und Auswirkungen auf die Schweiz 

• Erhöhtes Sicherheitsrisiko aufgrund von klimabedingt sich verknappenden natürlichen Ressourcen 

• Erhöhtes Sicherheitsrisiko aufgrund von Extremwetterereignissen oder Naturkatastrophen  

• Erhöhtes Sicherheitsrisiko aufgrund klimabedingter Verknappung der Nahrungsmittel  

• Konflikte um grenzüberschreitende Wasserläufe 

• Klimabedingte Migration und daraus entstehende Sicherheitsrisiken 

• Küstenerosion und Konflikte um neue Grenzen bei den Hoheitsgewässern  

• Konflikt um Arktis bzw. natürliche Ressourcen in der Arktis 

• Unbeabsichtigte negative Effekte von klimapolitischen Massanahmen 

• Armut und Nachfrage nach Entwicklungszusammenarbeit 

• Versorgungsengpässe von kritischen Gütern aufgrund klimabedingter Unterbrüche der Lieferketten 

• Klimabedingten Sicherheitsrisiken in Ländern von Zulieferern oder in Absatzmärkten  

• Finanzinvestitionen und Versicherungen in Ländern mit klimabedingt erhöhten Sicherheitsrisiken 

 

Erhöhtes Sicherheitsrisiko aufgrund von klimabedingt sich verknappenden natürlichen Res-

sourcen 

Der Klimawandel wird in gewissen Weltregionen die Verfügbarkeit lebenswichtiger natürlicher 

Ressourcen wie fruchtbarer Boden und Wasser einschränken. Gleichzeitig gibt es Bevölke-

rungs- und wirtschaftliches Wachstum, welche zusätzlich Druck auf die natürlichen Ressourcen 

ausüben. So wird beispielsweise der Bedarf nach Wasser bis 2030 um mehr als 50% zunehmen. 

Dies erhöht das Risiko für die materielle Sicherheit bzw. die Lebensgrundlage der Menschen. 

Der Klimawandel kann als Multiplikator Konflikte auslösen, indem die klimabedingt ver-

knappenden natürlichen Ressourcen zu Armut oder ökonomischen Schocks führen. Gemäss 

mehreren quantitativen Studien spielt vor allem das ländliche Einkommen eine wichtige Rolle, 

um den Zusammenhang zwischen Klimawandel und gewalttätigen Konflikten zu erklären (Det-

ges 2017, S. 8). Der Kontext spielt dabei eine wichtige Rolle, wie z.B. fehlende ökonomische Al-

ternativen oder schwache lokale Institutionen.  

Beispielsweise hat im Jahr 2011 die schwerste Dürre seit 50 Jahren die Hirten in Somalia 

gezwungen mehr Tiere zu verkaufen als sonst, weil zu wenig Wasser und Futter vorhanden war 

(Maystadt und Ecker 2014). Dies hat aufgrund einer eher geschlossenen ländlichen Wirtschaft 
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dazu geführt, dass die Preise für Nutztiere stark sanken und damit auch das Einkommen der 

Hirten. Damit stiegen die Anreize, bewaffneten Gruppen beizutreten, da diese Essen und Geld 

bieten konnten. 

Relevanz für die Schweiz: Die Schweiz kann indirekt von den Auswirkungen des Klimawan-

dels im Ausland betroffen sein. Die Sicherheit innerhalb der Schweiz ist hingegen kaum direkt 

betroffen. Das Sicherheitsrisiko kann sich in Ländern erhöhen, in welchen die Schweiz aufgrund 

von wirtschaftlichen Tätigkeiten, politischen Interessen oder der Entwicklungszusammenarbeit 

engagiert ist. Die Schweizer Entwicklungszusammenarbeit setzt zudem einen Schwerpunkt auf 

fragile Staaten (Der Bundesrat 2016b, S. 29), in welchen ein erhöhtes Risiko für gewalttätige 

Konflikte besteht. So ist beispielsweise Somalia ein Schwerpunktland der «Strategie Horn von 

Afrika 2013-2016» der Schweiz. Seit April 2013 hat die Schweiz einen Sondergesandten und 

Botschafter für Somalia. Durch die Humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit trägt 

die Schweiz zur Friedensförderung bei (EDA 2017a). 

 

Erhöhtes Sicherheitsrisiko aufgrund von Extremwetterereignissen oder Naturkatastrophen 

Der Klimawandel hat über Wetterextreme wie Überflutungen oder Dürren Auswirkungen auf 

die Lebensgrundlage von Menschen. Faktoren wie schwache Regierungen, schlechte Infrastruk-

tur oder fehlende Versicherungen machen es schwieriger mit Katastrophen umzugehen. Je 

nach Kontext können die Auswirkungen des Klimawandels das Risiko für Konflikte erhöhen 

(Detges 2017). Hinzu kommt, dass schlecht organisierte Katastrophenhilfe in fragilen Situatio-

nen zusätzlich das Risiko für Konflikte erhöhen kann (Rüttinger et al. 2015). 

Beispielsweise führte zwischen 2006 und 2011 eine der schlimmsten Dürren dazu, dass in 

Syrien bis zu 60 Prozent der Ernten ausfielen (Femia and Werrell 2013). 800'000 Syrer verloren 

ihre Existenzgrundlage, 2-3 Millionen rutschten in die extreme Armut. Aufgrund der Migration 

in die Städte, welche bereits herausgefordert waren aufgrund der Irakischen Flüchtlingen seit 

der US Invasion 2003, kam es zu Konflikten um den Zugang zu Wasser und um Arbeitsplätze. 

Gleichzeitig wuchs die Unzufriedenheit auf dem Lande. Die unzufriedene ländliche Bevölkerung 

spielte in der Oppositionsbewegung im Vergleich zu anderen Ländern des Arabischen Frühlings 

eine grosse Rolle. Die klimabedingten Probleme wurden verschärft u.a. aufgrund des früheren 

Missmanagements der Wasserressourcen. 

Relevanz für die Schweiz: Das Sicherheitsrisiko kann sich in Ländern erhöhen, in welchen 

die Schweiz aufgrund von wirtschaftlichen Tätigkeiten, politischen Interessen oder der Entwick-

lungszusammenarbeit engagiert ist. Dadurch kann die Schweiz indirekt von den Auswirkungen 

des Klimawandels im Ausland betroffen sein. Die Sicherheit innerhalb der Schweiz kann auch 

direkt von klimabedingten Katastrophen betroffen sein (siehe z.B. Bergsturz von Bondo 2017). 

Allerdings existieren auf nationaler Ebene gute Instrumente, um damit umzugehen, wie z.B. 
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vorbereitete Alarmdispositionen der Katastrophendienste. Diese Gefährdungen sind unter an-

derem in der nationalen Anpassungsstrategie enthalten. 

 

Erhöhtes Sicherheitsrisiko aufgrund klimabedingter Verknappung der Nahrungsmittel und Er-

höhung der Weltmarktpreise 

Der Klimawandel hat Auswirkungen auf die Ernte und Nahrungsmittelproduktion und wird 

diese in Zukunft in vielen Regionen der Welt negativ beeinflussen. Zudem hat der Klimawandel 

auch Auswirkungen auf die Preisvolatilität aufgrund vermehrt auftretenden widrigen Witte-

rungsverhältnissen und Abhängigkeit von landwirtschaftlichen Produktionsflächen mit starker 

Exposition zu Klimarisiken (Porter et al. 2014, S. 491). Je nach Kontext können solche Entwick-

lungen auch zu Konflikten führen (Rüttinger und Pohl 2016, S. 10). 

Beispielsweise haben 2010-2011 u.a. eine Dürre in China, Rekordniederschläge in Kanada 

und Buschfeuer in Russland zur Reduktion des Weizenangebotes auf dem Weltmarkt geführt. 

In derselben Zeit fanden Proteste in Ägypten statt. Brot deckt ein Drittel der in Ägypten konsu-

mierten Kalorien ab. Die Verdoppelung des Weizenpreises hat die bestehenden Unruhen ver-

stärkt und könnte den Arabischen Frühling früher ausgelöst haben (Johnstone und Mazo 2013, 

Sternberg 2013). Auch in Tunesien gab es Unruhen aufgrund der hohen Lebensmittelpreise im 

Rahmen des Arabischen Frühlings (Lagi et al. 2012). 

Relevanz für die Schweiz: Die Schweiz kann indirekt von den Auswirkungen des Klimawan-

dels im Ausland betroffen sein. Die Sicherheit innerhalb der Schweiz ist hingegen kaum direkt 

betroffen. Das Sicherheitsrisiko kann sich in Ländern erhöhen, in welchen die Schweiz aufgrund 

von wirtschaftlichen Tätigkeiten, politischen Interessen oder der Entwicklungszusammenarbeit 

engagiert ist. Beispielsweise sind Länder, in denen der Arabische Frühling stattfand, nicht nur 

aufgrund ihrer geographischen Nähe relevant für die Schweiz, so sind Ägypten und Tunesien 

auch Schwerpunktländer der Entwicklungszusammenarbeit und Libyen ist zusätzlich ein wichti-

ges Zulieferland für Energieträger (siehe Kapitel 4.1). 

 

Konflikte um grenzüberschreitende Wasserläufe 

Fast jedes Land teilt Wasserressourcen mit einem Nachbarland in einem internationalen 

Flusseinzugs-gebiet. Eine klimabedingte Verknappung der Wasservorkommnisse, insbesondere 

im Fall eines schlechten Wassermanagements, kann zu grenzüberschreitenden Konflikten füh-

ren. Die Situation wird erschwert aufgrund der künftig höheren Nachfrage nach Wasser für die 

Nahrungsmittel- oder Energieproduktion (Global High-Level Panel on Water and Peace 2017). 

Beispielsweise besteht ein hohes Konfliktpotential im Nahen Osten. Dort erfolgt die Was-

serversorgung meist aus Flüssen, die durch mehrere Länder fliessen. Gleichzeitig ist dies eine 

der regenärmsten Regionen der Welt.  
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Wissenschaftliche Studien zeigen, dass geteilte Wasserressourcen öfters zu mehr Koopera-

tion als gewalttätigen Konflikten geführt haben (Yoffe et al. 2003, Barnaby 2009). Allerdings 

kann sich das in Zukunft ändern, d.h. dass die künftigen Auswirkungen des Klimawandels auf 

die Wasserressourcen so ausfallen, dass dennoch Konflikte entstehen (Behrend 2015, S. 68; 

van Schaik et al. 2015, S. 37; Rüttinger et al. 2015, S. 51). 

Relevanz für die Schweiz: Die Schweiz teilt Wasserläufe mit anderen Staaten, allerdings 

sind bei diesen aufgrund der guten Kooperation keine Konflikte zu erwarten. Die Schweiz kann 

aber aufgrund von Sicherheits-problemen in anderen Regionen betroffen sein, sei es bspw. auf-

grund wirtschaftlichen Tätigkeiten, Investitionen oder der Entwicklungszusammenarbeit. Die 

Schweiz engagiert sich international aktiv im Themenbereich Wasser und Sicherheit (EDA 

2015), sowohl auf globaler als auch bilateraler Ebene. 

 

Klimabedingte Migration und daraus entstehende Sicherheitsrisiken 

Umweltfaktoren waren zusammen mit anderen Faktoren schon immer ein Grund für Migration. 

Wirkt der Klimawandel auf diese Faktoren, und beeinflusst beispielsweise den Zugang zu Was-

ser, die Nahrungsmittelsicherheit oder das ländliche Einkommen, kann Migration für die Be-

troffenen eine gute Anpassungsstrategie sein. Der Entscheid zu migrieren hängt jedoch von vie-

len Faktoren ab, sodass der direkte Effekt von Klimawandel auf Migration nicht überbewertet 

werden sollte (DEZA 2016). 

Der Klimawandel wird voraussichtlich vermehrt zu Migration führen (IPCC 2014b, S. 20). 

Extreme Wetterereignisse können plötzliche, grosse Migrationsströme auslösen, allerdings fin-

det diese Migration in der Regel temporär statt und erfolgt nur über kurze Distanzen oft inner-

halb desselben Landes oder allenfalls in Nachbarländer (Akademien der Wissenschaften 

Schweiz 2013). Langsame Veränderungen wie Meeresspiegelanstieg oder Wüstenbildung kön-

nen die Lebensbedingungen ebenfalls beeinflussen und möglicherweise einen sogar grösseren 

Einfluss auf Migration haben. Allerdings ist die Datengrund-lage in diesem Bereich ungenü-

gend, um klare Aussagen zu machen (DEZA 2016). Ein Extremfall stellt der Verlust von Territo-

rium und die Staatenlosigkeit dar, insbesondere von kleinen Inselstaaten (UNGA 2009).  

Am Aufnahmeort kann ein Risiko für die menschliche Sicherheit der MigrantInnen entste-

hen. Zudem können Konflikte entstehen aufgrund des Drucks auf natürliche Ressourcen, öf-

fentliche Dienstleistungen und Arbeitsstellen. Studien zeigen, dass insbesondere in Fällen, in 

denen eine politische Marginalisierung und schwacher Schutz von MigrantInnen existiert, Kon-

flikte entstehen können (Detges 2017, S. 8; Bhavnani und Lacina 2015). 

Relevanz für die Schweiz: Klimabedingte Migration findet in den meisten Fällen innerhalb 

nationaler Grenzen oder Regionen statt (Akademien der Wissenschaft Schweiz 2013). Aller-

dings zeigt der Fall Syrien, dass es dennoch vorkommen kann, dass Flüchtlinge in die Schweiz 
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kommen aufgrund eines Konflikts, in welchem der Klimawandel als Multiplikatoreffekt gewirkt 

hat. Meistens ist die Schweiz aber indirekt betroffen. MigrantInnen können einem erhöhten 

Sicherheitsrisiko ausgesetzt sein, was insbesondere Auswirkungen haben kann auf die Schwei-

zer Entwicklungshilfe, sowohl Projekte des Globalprogramms Migration als auch andere Pro-

jekte. 

 

Küstenerosion und Konflikte um neue Grenzen bei den Hoheitsgewässern und ausschliessli-

chen Wirtschaftszonen 

Aufgrund des steigenden Meeresspiegels können die geänderten Küstenlinien zu Unstimmig-

keiten bezüglich der Grenzziehung bei den Hoheitsgewässern und ausschliesslichen Wirt-

schaftszonen führen und zu Konflikten bezüglich der natürlichen Ressourcen und internationale 

Seeverbindungen. UNCLOS ist für die maritime Grenzziehung zuständig. Allerdings gibt es keine 

universelle Einigkeit, ob die maritimen Grenzziehungen permanent fixiert sind oder aufgrund 

der Änderung von Küsten sich verschieben sollen (Lisztwan 2012). 

Die Anzahl Orte, an denen der Klimawandel Auswirkungen auf die marine Grenzziehung 

haben wird bis 2050, ist eher gering (Di Leva and Morita 2008). Das Risiko für Konflikte wird als 

gering eingeschätzt, wobei es in denjenigen Fällen höher ist, in denen bereits Uneinigkeit be-

züglich der aktuellen Grenzziehung herrscht (Rüttinger et al. 2015, S. 60). 

Relevanz für die Schweiz: Die Schweiz ist seit Mai 2009 Mitglied bei UNCLOS. Bei Konflikten 

ist grundsätzlich der Internationale Seegerichtshof zuständig. Allerdings sind nicht alle Staaten 

Mitglied von UNCLOS und nicht alle Mitglieder anerkennen die Gerichtsbarkeit des Internatio-

nalen Seegerichtshofes. 

 

Konflikt um Arktis bzw. natürliche Ressourcen in der Arktis 

Die Menge von Schnee und Eis hat sich in der Arktis reduziert (IPCC 2914a, S. 4). Das Eis in der 

Arktis wird sich weiter reduzieren und ohne Umsetzung weiterer Massnahmen wird eine prak-

tisch eisfreie Arktis im Sommer vorhersagt (IPCC 2014a, S. 12). Eine eisfreie Arktis ermöglicht 

den Zugang zu natürlichen Ressourcen. Es werden 30% bzw. 13% der unerforschten Erdgas- 

und Erdölvorkommen vermutet (Rüttinger et al. 2015, S. 70). Der Abbau dieser Ressourcen 

kann die Lebensbedingungen der lokalen Bevölkerung negativ beeinflussen Zudem bestehen 

ungelöste Konflikte bezüglich der Grenzziehung. Bereits jetzt gibt es unterschiedliche Versuche 

verschiedener Staaten Territorialansprüche gelten zu machen. Die politische Anspannung 

könnte in Zukunft klimabedingt mit der weiteren klimabedingten Erschliessung von Rohstoff-

quellen noch weiter zunehmen (van Shaik et al. 2015, S. 43-45). 
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Das Risiko für Konflikte in der Arktis wird unterschiedlich eingeschätzt. Während einige ein 

Potential für Konflikte sehen (Käpylä and Mikkola 2013, CNA 2014) so schätzen andere das Ri-

siko als gering ein, insbesondere aufgrund der unwirtlichen Umgebung und der Stärke vorhan-

dener politischer Institutionen (Rüttinger et al. 2015, S. 70, PBL 2015, S. 9). 

Relevanz für die Schweiz: Die Schweiz hat seit Mai 2017 Beobachterstatus im Arktischen 

Rat (EDA 2017b). Dieser ist eine zwischenstaatliche Organisation, die sich für die Förderung der 

ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Aspekte der nachhaltigen Entwicklung in der Arktis 

einsetzt. 

 

Unbeabsichtigte negative Effekte von klimapolitischen Massanahmen 

Massnahmen zur Anpassung an den Klimawandel können unbeabsichtigte negative Effekte ha-

ben. Beispielsweise klassifizierte die ruandische Regierung grosse Teile des Ngororeo Distrikts 

aufgrund der Auswirkungen des Klimawandels als Hochrisikozone. Zur Anpassung an den Klima-

wandel wurde eine Umsiedlung der Personen vorgenommen, welche jedoch schlecht organi-

siert wurde. Unter anderem konnten die Leute am neuen Ort nicht genügend Nahrungsmittel 

für sich produzieren und die Energiesicherheit war nicht gegeben. Aufgrund historische beste-

hender ethnischer Konflikte stieg das Risiko für erneute Konflikte (Rüttinger et al. 2015, S. 68). 

Auch Massnahmen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen können negative Effekte ha-

ben, welche das Risiko für Konflikte erhöht. Beispielsweise führte die Produktion von Biotreib-

stoffen zur Umnutzung von Regenwald, Torfmoorgebiete, Savannen oder Grasland in Landwirt-

schaftsflächen. Die Expansion des Anbaus führte zu lokalen Ressourcenkonflikten, vor allem im 

Bereich des Landbesitzes; dadurch wurden u.a. in Mozambique und Tansania arme Familien 

verdrängt oder in Indonesien haben Personen ihre Landrechte verloren aufgrund von Zwang 

oder fehlender Informationen (Rüttinger et al. 2015, S. 66). 

Relevanz für die Schweiz: Das Sicherheitsrisiko kann sich in Ländern erhöhen, in welchen 

die Schweiz aufgrund von wirtschaftlichen Tätigkeiten, politischen Interessen oder der Entwick-

lungszusammenarbeit engagiert ist. Sowohl Schweizer Massnahmen, als auch von der Schweiz 

unterstützte Massnahmen im Ausland sollten so ausgestaltet sein, dass diese keine negativen 

Effekte haben auf andere Weltgegenden. So sind z.B. die Vorgaben zur Befreiung von Biotreib-

stoffen von der Mineralölsteuer so ausgestaltet, dass ausschliesslich Biotreibstoffen zugelassen 

sind, welche aus Abfällen und nicht aus landwirtschaftlichen Produkten hergestellt werden. 

 

Armut und Nachfrage nach Entwicklungszusammenarbeit 

Klimawandel und Klimavariabilität verstärken die bestehende Armut und werden mehr Men-

schen in Armut treiben (Olsson et al. 2014). Dies hat entsprechend Auswirkungen auf die Ent-
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wicklungszusammenarbeit. Zudem gefährdet der Klimawandel die Resultate der Entwicklungs-

zusammenarbeit. Schliesslich steigt klimabedingt sowohl der Bedarf an humanitärer Hilfe als 

auch langfristiger Entwicklungszusammenarbeit (siehe auch Forschungsprojekt «Internationale 

Auswirkungen des Klimawandels auf die Schweiz»). 

Relevanz für die Schweiz: Minderung der Klimaveränderungen und die Anpassung an den 

Klimawandel sind bereits wichtige Prioritäten in der Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz. 

Da der Klimawandel ein Risikomultiplikator in vielen Bereichen darstellt, wurden zudem Instru-

mente entwickelt für die Integration des Klimawandels als Querschnittsthema. 

 

Versorgungsengpässe von kritischen Gütern aufgrund klimabedingter Unterbrüche in den Lie-

ferketten 

Die Auswirkungen des Klimawandels im Ausland – inkl. derjenigen auf die Sicherheit – können 

die Versorgung der Schweiz mit kritischen Gütern wie Energieträger oder Grundnahrungsmit-

teln beeinflussen (siehe auch Forschungsprojekt «Internationale Auswirkungen des Klimawan-

dels auf die Schweiz»). Beispielsweise stammt das Soja für die Schweiz fast ausschliesslich aus 

Brasilien. Im März 2017 blieben 3000 mit Sojabohnen belade Lastwagen auf den Strassen von 

Brasilien stecken aufgrund von Überschwemmungen ausgelöst durch schwere Regenfälle (Bai-

ley and Wellesley 2017, S. 33). 

Relevanz für die Schweiz: Die wirtschaftliche Landesversorgung stellt die Versorgungssi-

cherheit der Schweiz sicher (Der Bundesrat 2016, S. 7864). Die öffentliche Hand arbeitet eng 

mit Unternehmen und Branchen zusammen. Am 5. Dezember 2017 hat der Bundesrat zudem 

die zweite Strategie Kritische Infrastrukturen verabschiedet (Der Bundesrat 2017d). In dieser 

stellt bspw. die Lebensmittelversorgung ein Teilsektor dar. 

 

Klimabedingten Sicherheitsrisiken in Ländern von Zulieferern oder in Absatzmärkten von Un-

ternehmen 

Die Auswirkungen des Klimawandels im Ausland – inkl. derjenigen auf die Sicherheit – kön-

nen für Schweizer Unternehmen eine Herausforderung darstellen (siehe auch Forschungspro-

jekt «Internationale Auswirkungen des Klimawandels auf die Schweiz»). Einerseits kann es sein, 

dass es zu Verzögerungen oder Unterbrüchen in den Zulieferketten kommt aufgrund von bspw. 

Überschwemmungen der Produktionsanlagen oder Transportwege. Andererseits kann es sein, 

dass Absatzmärkte betroffen sind und sich damit die Nachfrage nach Produkten oder Dienst-

leistungen von Schweizer Unternehmen ändert. Die bisherige Forschung (z.B. Schenker 2013, 

INFRAS et al. 2007, Berry et al. 2017) lässt vermuten, dass die Spill-over-Effekte des Klimawan-

dels durch internationalen Handel mindestens so relevant sind wie die volkswirtschaftlichen 

Folgen der nationalen Klimaauswirkungen. 
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Relevanz für die Schweiz: Klimabedingte Sicherheitsrisiken entlang von Zulieferketten so-

wie in Absatzmärkten betreffen in erster Linie die Schweizer Privatwirtschaft. Während einige 

Unternehmen diese Risiken bereits berücksichtigen, so gibt es viele, die die Relevanz erst er-

kennen. Die öffentliche Hand könnte dazu beitragen, diese Entwicklung zu beschleunigen. 

 

Finanzinvestitionen und Versicherungen in Ländern mit klimabedingt erhöhten Sicherheitsri-

siken 

Die Auswirkungen des Klimawandels können die Bewertung von Anlagevermögen sowie 

die Rahmenbedingungen für Unternehmen im Ausland verändern (siehe auch Forschungspro-

jekt «Internationale Auswirkungen des Klimawandels auf die Schweiz»). Beispielsweise haben 

die Flutwellen 2011 in Thailand direkte Schäden an physischen Vermögenswerten von 21. Mrd. 

US Dollar verursacht und zusätzlich betrugen die entgangenen ökonomischen Opportunitäten 

infolge indirekter Auswirkungen auf Lieferketten etc. 26.5 Mrd. US Dollar (RSA und WWF-UK 

2014, S. 15). Zu den Auswirkungen des Klimawandels können hier auch die klimabedingt erhöh-

ten Sicherheitsrisiken gehören. 

Relevanz für die Schweiz: Klimabedingte Sicherheitsrisiken können die Investitionen der 

Schweizer Akteuren beeinflussen. Sowohl private Akteure als auch die öffentliche Hand müssen 

die klimabedingten Risiken für Finanzinvestitionen und Versicherungen noch besser verstehen 

(Government Office for Science 2011, S. 55). Die Schweiz kann dabei u.a. von einer starken Ver-

sicherungsbranche profitieren, welche ein starkes Knowhow für die Erkennung und Bewertung 

von Risiken besitzt. 

 

 

6. Mögliche Handlungsfelder im Bereich der Schweizer Sicher-
heitspolitik 

Wie die Analyse aufzeigt, können die klimabedingten Sicherheitsrisiken relevante Herausforde-

rungen für die Schweiz darstellen. Entsprechend wichtig ist es, dass diese in der Formulierung 

von Massnahmen berücksichtigt werden. Grundsätzlich sind kooperative Ansätze und die prä-

ventive Steuerung der Lösungsstrategien erforderlich für Sicherheitsherausforderungen mit 

grenzüberschreitendem und langfristigem Charakter wie der Klimawandel (Wenger und Nünlist 

2016, S. 21). Im Folgenden werden einige mögliche Handlungsfelder skizziert.  

 

6.1. Beitrag zur internationalen Politikentwicklung 
Die Schweiz ist grundsätzlich gut positioniert, um gegen neuartige Herausforderungen einen 

aktiven Beitrag zur internationalen Politikentwicklung zu leisten (Wenger und Nünlist 2016, S. 
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33). Die Schweiz könnte zum Thema Klimawandel und Sicherheit ähnliche Arbeiten auf interna-

tionaler Ebene lancieren wie 2011 zum Thema Klimawandel und forcierte Migration im Rah-

men der Nansen Initiative (Rüttinger und Pohl 2015, S. 27). Das Ziel der Nansen Initiative war, 

die Bevölkerungsbewegungen verursacht durch Katastrophen und den Folgen des Klimawan-

dels besser zu verstehen und Massnahmen zum besseren Schutz der Betroffenen zu identifizie-

ren. Heute scheint man an einem ähnlichen Ausgangspunkt zu sein bezüglich der internationa-

len Politikentwicklung zu Klimawandel und Sicherheit. Der Zusammenhang wird vermehrt dis-

kutiert (siehe Kapitel 5.1.1), aber eine konsequentere Bearbeitung des Themas wäre nötig, um 

auf internationaler Ebene ein gemeinsames Verständnis zu entwickeln. Dazu gehört beispiels-

weise auch die Klärung der Konzepte, welche im Kontext von klimabedingten Sicherheitsrisiken 

verwendet werden sollen. Solche konzeptionellen Arbeiten sind zentral um sich über verschie-

dene Disziplinen und Politikbereiche gegenseitig zu verstehen, zusammenzuarbeiten und das 

Wissen weiterzuentwickeln (Mobjörkt et al 2016, S. 57). Aus den Erkenntnissen und prakti-

schen Erfahrungen könnten im Rahmen des internationalen Prozesses konkrete Massnahmen 

abgeleitet werden. 

 

6.2. Übersicht bestehender Arbeiten in der Bundesverwaltung 
Verschiedene Akteure der Bundesverwaltung setzten Massnahmen um und arbeiten an The-

men, die relevant sind im Kontext der klimabedingten Sicherheitsrisiken. Beispielsweise ist die 

Schweiz auf internationaler Ebene bereits aktiv engagiert im Themenbereich grenzüberschrei-

tende Wasserressourcen und Sicherheit (EDA 2015). 2017 kündigte der Bundesrat an, dass die 

sogenannte Wasserdiplomatie weiter ausgebaut werden soll (Der Bundesrat 2017b). Im selben 

Jahr publizierte die DEZA eine ausführliche Analyse der Risiken und Chancen sowie ihrem Enga-

gement für Wasser als Ressource für Frieden (DEZA 2017b). Das Engagement findet unter an-

derem im Rahmen des Globalprogramms Wasser der DEZA statt (DEZA 2017a).  

Ein weiteres Beispiel bestehender Massnahmen stellt der Schwerpunkt der Schweizer Ent-

wicklungszusammenarbeit auf fragile Staaten dar (Der Bundesrat 2016b, S. 29). Diese Länder 

werden vom Klimawandel besonders stark betroffen sein. Zudem bearbeitet die DEZA mit ihren 

Globalprogrammen für Klima und Umwelt, Migration, Gesundheit oder Nahrungsmittelsicher-

heit bereits Themen, welche gemäss wissenschaftlichen Studien wichtig sind im Zusammen-

hang von Klimawandel und Sicherheit.  

Ein letztes Beispiel ist die Unterstützung der Schweiz sowohl bei der Bewältigung als auch 

zur Prävention von Naturkatastrophen (BAFU 2017, DEZA 2017d). Die Schweiz hat auf nationa-

ler Ebene ein umfassendes und gut funktionierendes System für den Umgang mit Naturgefah-

ren und dieses Knowhow wird international geschätzt. Für die Bewältigung von Naturkatastro-

phen im Ausland entsendet die Schweiz ExpertInnen bspw. vom BAFU oder der Armee, unter 
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Koordination der DEZA. Für die Prävention werden Ländern im Aufbau eines integralen Risiko-

managements unterstützt. 

Der Klimawandel wird im Kontext dieser Arbeiten teilweise explizit als Sicherheitsrisiko 

wahrgenommen, in vielen Fällen werden diese Arbeiten aber in erster Linie aus Gründen auf-

grund anderer Herausforderungen umgesetzt. Es scheint keine Gesamtsicht der relevanten Ar-

beiten der verschiedenen Bundesstellen zu geben im Kontext der klimabedingten Sicherheitsri-

siken. Eine Zusammenstellung, welche nicht nur eine Auflistung bestehender Massnahmen ent-

hält, sondern diese auch einbettet im Kontext Klima und Sicherheit, könnte hierfür hilfreich 

sein. Diese könnte zu einem gemeinsamen Verständnis für die Verbindung zwischen Klimawan-

del und Sicherheit sowie möglicher Massnahmen und Aufgabenteilung zwischen den verschie-

denen Bundesstellen beitragen. Aufgrund einer solchen Übersicht könnte man den weiteren 

Handlungsbedarf prüfen sowie die bestehenden Stärken besser nutzen. Dabei ginge es bspw. 

darum die Notwendigkeit weiterer Massnahmen oder von Mainstreaming zu diskutieren sowie 

die Zusammenarbeit über Politikbereiche hinweg zu stärken (siehe auch Mobjörk et al. 2016, S. 

58). 

 

6.3. Entwicklung einer Schweizer Position  
Da der Zusammenhang zwischen Klimawandel und Sicherheit auf internationaler Ebene ver-

mehrt diskutiert wird (siehe Kapitel 5.1.1), ist die Schweiz immer wieder gefordert, in internati-

onalen Foren Position zu beziehen. Die Einbringung der Position stellt sich beispielsweise im 

Rahmen der Agenda 2030, welche die Bereich Klima und Sicherheit sowie andere Themen in 

einem gemeinsamen Set von Zielen für eine nachhaltige Entwicklung zusammenführt. Eine Po-

sitionierung kann auch gefragt sein im Hinblick auf die Kandidatur der Schweiz für den UNO Si-

cherheitsrat 2023-2024. Bereits andere nichtständige Mitglieder wie Schweden, Deutschland, 

Spanien oder Senegal haben das Thema Klimawandel auf die Agenda des UNO Sicherheitsrates 

gesetzt. Seit 2011 fanden diese Debatten nicht in formellen Meetings statt, sondern in infor-

melleren Arria Meetings (Security Council Report 2017). Allerdings wurde in der Tschadsee Re-

solution 2349 von 2017 eine klare Referenz zum Zusammenhang von Klimawandel und Sicher-

heitsrisiken gemacht. Diese verschiedenen Faktoren müssen abgewogen werden bei der Ent-

scheidung, welche Rolle klimabedingte Risiken bei der Kandidatur spielen sollen.  

Für die Formulierung einer Schweizer Position ist ein gemeinsames Verständnis innerhalb 

der Bundesverwaltung bezüglich der klimabedingten Sicherheitsrisiken, der notwendigen Mas-

snahmen und der Aufgabenteilung notwendig, wozu die unter 6.2 beschriebene Zusammen-

stellung und Analyse bestehender Massnahmen hilfreich sein kann. Weiter können auch der 

regelmässige Austausch sowie die interdepartementale Koordination nützlich sein, wie unter 



 |29 

INFRAS | 25. Januar 2018 | Mögliche Handlungsfelder im Bereich der Schweizer Sicherheitspolitik  

6.4 beschrieben. Ein regelmässiger Austausch ist nötig, um die kohärente Einbringung der Posi-

tion sicherzustellen und Anpassungen an der Position vornehmen zu können, basierend auf 

neuen Erkenntnissen aus Wissenschaft und Praxis. 

 

6.4. Interdepartementale Koordination 
Klimabedingte Sicherheitsrisiken sind Querschnittsthemen, beeinflussen die Arbeit unter-

schiedlicher Akteure und die gute Bearbeitung dieser überlappenden Themenbereiche macht 

eine Koordination und Zusammenarbeit verschiedener Bundesstellen notwendig. Wie das For-

schungsinstitut SIPRI in einem Bericht mit Empfehlungen für die Schwedische Regierung fest-

hält (Mobjörk et al. 2016), kann eine interdepartementale Arbeitsgruppe für klimabedingte Si-

cherheitsrisiken hilfreich sein. Diese Art der Zusammenarbeit ist auch in der Schweizer Bundes-

verwaltung üblich für sektorübergreifende Themen. Während solche Arbeitsgruppen zeitauf-

wändig sein können, so sind sie nützlich für die Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses 

von den Herausforderungen über verschiedene Einheiten hinweg. Zudem kann aufgrund der 

klaren Struktur und konkreten Ansprechpartner je relevante Bundesstelle auch wiederum Zeit 

eingespart werden. Wie adelphi in ihrer Grundlagenstudie im Auftrag des EDA festhält, kann 

auch auf bereits existierenden Strukturen aufgebaut werden (Rüttinger und Pohl 2016, S. 28). 

Es könnten bestehende interdepartementale Arbeitsgruppen genutzt werden bspw. zur inter-

nationalen Migrationszusammenarbeit oder Klima. Zudem kann der Austausch auch über ge-

meinsame Sitzungen und Austauschformate gepflegt werden.  

 

6.5. Zusammenarbeit mit internationalen Akteuren stärken 
Für die Bearbeitung globaler Herausforderungen ist die Zusammenarbeit mit anderen Staaten 

sowie internationalen Organisationen, Forschungsinstitute, Think Tanks, NGOs oder Unterneh-

men unerlässlich. Mit dem internationalen Genf ist die Schweiz gut positioniert, um relevante 

Partnerschaften zu pflegen oder aufzubauen. Unterschiedliche Akteure arbeiten dort bereits zu 

relevanten Aspekten im Kontext Klimawandel und Sicherheit, wie beispielsweise die Weltorga-

nisation für Meteorologie (WMO), das Sekretariat der Vereinten Nationen für Risikominderung 

(UNISDR), der Europasitz des UNO Umweltprogramms, die Umwelt- und Sicherheitsinitiative 

EnvSec3, das Genfer Wasserzentrum (Geneva Water Hub)4 oder das Genfer Zentrum für Sicher-

heitspolitik GCSP5. 

                                                             
3 http://www.envsec.org/index.php?lang=en 
4 Das Genfer Wasserzentrum hat zum Ziel, die Konflikte um Wasser besser zu verstehen und zur Vermeidung beizutragen: 
https://www.genevawaterhub.org/about-us [19.1.2018]. 
5 Sie bieten u.a. Kurse an zu «Climate Change: Security Challenges and Responses» an: http://www.gcsp.ch/Courses/Climate-
Change-Security-Challenges-and-Responses [16.11.2017]. 
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Auch die Zusammenarbeit über das internationale Genf hinaus sollte gesucht bzw. gepflegt 

werden. Beispielsweise bietet die von den Niederlanden 2015 initiierte Planetary Security Initi-

ative6 sowohl ein gutes Netzwerk als auch eine Diskussionsplattform (siehe auch Rüttinger und 

Pohl 2016, S. 30). Die Geschäfte werden heute von einem Konsortium geführt bestehend aus 

Clingendael Institute (Niederlande), Adelphi (Deutschland), Center for Climate and Security 

(USA), Hague Centre for Strategic Studies (Niederlande) und Stockholm International Peace Re-

search Institute (Schweden). Im Dezember 2017 haben sie zum zweiten Mal eine internationale 

Konferenz zu den klimabedingten Sicherheitsrisiken organisiert. 

 

6.6. Weiterführung des Engagements für ein starkes Völkerrecht 
Grenzüberschreitende Herausforderungen wie der Klimawandel oder die Sicherheit können 

nicht alleine durch nationale Massnahmen angegangen werden. Die stark vernetzte Schweiz 

hat ein Interesse an globalen Normen im Umgang mit solchen Herausforderungen. Die Einhal-

tung und Förderung des Völkerrechts sind deshalb schon seit langem ein Schwerpunkt der 

Schweizer Aussensicherheitspolitik (Wenger und Nünlist 2016, S. 34). Dabei geht es sowohl um 

die Mitgestaltung neuer Normen als auch deren Umsetzung. 

Die aktive Mitgestaltung internationaler Prozesse und Initiativen bspw. zur Sicherstellung 

robuster Finanz-, Energie- und Nahrungsmittelmärkte ist im Sicherheitsinteresse der Schweiz 

(Wenger und Nünlist 2016, S. 37). In Zusammenarbeit von öffentlichen, privaten und zivilgesell-

schaftlichen Akteuren können Normen entwickelt werden, die zu resilienten Märkten und Inf-

rastrukturen beitragen und damit helfen, die klimabedingten Sicherheitsrisiken entlang von 

Lieferketten oder für Finanzinvestitionen von Schweizer Akteuren zu reduzieren. In diesem Zu-

sammenhang ist auch das Engagement der Schweiz im Rahmen der internationalen Klimaver-

handlungen relevant. Das Pariser Abkommen hat zum Ziel, die globale Erderwärmung unter 2°C 

zu halten. Der Einsatz für dieses Ziel ist auch aus Sicherheitspolitischer Sicht sinnvoll, damit die 

klimabedingten Sicherheitsrisiken nicht zusätzlich erhöht werden. 

 

 

7. Schlussfolgerungen 

Diese Studie hatte zum Ziel, die Herausforderungen für die Schweizer Sicherheitspolitik zu 

identifizieren, welche aufgrund der Auswirkungen des Klimawandels auf die Sicherheitslage im 

Ausland entstehen. Der Fokus lag auf den Auswirkungen des Klimawandels im Mittelmeer-

raum. Wie die Analyse aufzeigt, können die klimabedingten Sicherheitsrisiken relevante Her-

ausforderungen für die Schweiz darstellen.  

                                                             
6 https://www.planetarysecurityinitiative.org/about [25.1.2018] 
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Die Sicherheitspolitik wird heute als umfassende Querschnittsaufgabe verstanden und im 

Sicherheitspolitischen Bericht 2016 wird entsprechend ein breites Spektrum an Sicherheitsrisi-

ken abgedeckt. So hält dieser auch fest, dass der Klimawandel in anderen Weltregionen Aus-

wirkungen auf die Sicherheitslage haben kann. In der Analyse wurde von den drei Bereichen 

der Sicherheitspolitik – Verteidigung, Aussenpolitik und innere Sicherheit – in erster Linie auf 

die Aussenpolitik fokussiert.  

Die menschliche Sicherheit ist von vielen Faktoren abhängig. Der Klimawandel kann einer 

dieser Faktoren sein, bspw. indem er sich negativ auf die Nahrungsmittelsicherheit auswirkt. 

Inwiefern der Klimawandel zudem auch gewalttätige Konflikte auslösen kann, ist höchstens in-

direkt zu beobachten, indem er auf gut dokumentierte Treiber wirkt. Zudem ist der Kontext 

zentral, beispielsweise schwache politische Institutionen. Schliesslich spielen politische, ökono-

mische und soziale Faktoren die wichtigere Rolle für die Erklärung von Konflikten. Allerdings 

sind weitere Arbeiten nötig, um den Zusammenhang zwischen Klima und Sicherheit besser zu 

verstehen. 

Die klimabedingten Sicherheitsrisiken im Ausland können über verschiedene Wirkungsket-

ten auch Auswirkungen auf die Schweiz haben. So könne Länder betroffen sein, in denen die 

Schweiz aufgrund von wirtschaftlichen Tätigkeiten, politischen Interessen oder der Entwick-

lungszusammenarbeit engagiert ist. Mögliche Handlungsfelder sowohl auf nationaler als auch 

internationaler Ebene werden aufgezeigt, welche die Herausforderungen kooperativ und prä-

ventiv angehen. Die Vorschläge sollen vor allem dazu beitragen, das Verständnis bezüglich des 

Zusammenhangs zwischen Klimawandel und Sicherheit sowohl auf nationaler als auch interna-

tionaler Ebene zu präzisieren. Zudem sollen sie ermöglichen, Sicherheitsrisiken frühzeitig zu er-

kennen und angemessene Massnahmen zu ergreifen. 
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